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„Hollestücker II“
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2003 auf der Grundlage der §§ 2 und 10 des Baugesetzbuches in Verbindung mit § 
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Begründung zum Bebauungsplan „Hollestücker II“,
Ortsgemeinde Guckheim, VG Westerburg

07.05.2003

1. Erforderlichkeit der Planung/ Aufstellungsbeschluss

Aufgrund der steigenden Nachfrage nach Wohnbauland, beabsichtigt die Ortsge­
meinde Guckheim die Ausweisung eines Wohngebiets als Siedlungserweiterung im 
Norden der bestehenden Ortslage.

Hierdurch sollen Baumöglichkeiten zur Deckung der Eigenentwicklung des Dorfes 
geschaffen werden, da in den letzten Jahren aufgrund nicht vorhandenen bzw. un­
attraktiven Baulandes Stagnationen in d. Bevölkerungsentwicklung zu verzeichnen 
sind.

□  Einwohner

Abb.1: Bevölkerungsentwicklung 1995 -2002

Im Zuge einer vorausschauenden Siedlungsentwicklung ist daher die Bereitstellung 
von Bauland unerlässlich.

Zur Gewährleistung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung gemäß § 1 Abs. 
5 BauGB hat der Gemeinderat Guckheim daher am 29.11.2000 die Aufstellung 
des qualifizierten Bebauungsplans „Hollestücker II“ beschlossen. Der Be­
schluss wurde ortsüblich bekannt gegeben.
Die vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung sind insofern aufeinander abge­
stimmt, dass in der aktuellen Ausfertigung des Flächennutzungsplanes die geplante 
Ausweisung des Baugebiets als Wohnbaufläche bereits dargestellt ist.
Den Auftrag für die Bearbeitung des Bebauungsplanes sowie des Landespflegeri­
schen Planungsbeitrages erhielt das Büro Dr. Siekmann + Jakob mbH aus Wester­
burg.
Die hiermit vorgelegte Planfassung dient der vorgezogenen Bürgerbeteiligung gern. 
§ 3 Abs. 1. Der Originalmaßstab des Bebauungsplans beträgt 1 : 1.000.

Die zulässigen baulichen und sonstigen Nutzungen der Grundstücke werden nach 
den Bestimmungen des Baugesetzbuches sowie der Baunutzungsverordnung 
rechtsverbindlich festgesetzt und bilden die Grundlage für die weiteren, zum Vollzug 
des Baugesetzbuches erforderlichen Maßnahmen.

3



Begründung zum Bebauungsplan „Hollestücker II“,
Ortsgemeinde Guckheim, VG Westerburg

07.05.2003

2. Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Die Ortsgemeinde Guckheim ist im Westen der Verbandsgemeinde Westerburg ge­
legen.
Der ca. 3,9 ha umfassende Geltungsbereich des Bebauungsplanes „In den Hol- 
lestücker II“ befindet sich am nordwestlichen Rand der Ortslage und umfasst die 
Flurstücke mit den nachfolgenden Flur-St.-Nrn.

Flur 32 d. Gemarkung Guckheim: 36 tw; 81; 82 tw; 83/2; 84; 85; 86; 87; 88; 89; 90;
91; 92; 93; 94; 95; 96; 97; 98; 99; 101; 102; 103; 
104 tw; 108; 109; 110; 111; 112; 113; 114; 115; 
116; 117; 118; 119; 120; 121; 122.

Abb. 2: Lage des Plangebiets

Das Plangebiet wird größtenteils von Ackerflächen eingenommen und unterliegt 
überwiegend einer landwirtschaftlichen Nutzung.
Die im Süden und Osten angrenzende Bebauung muß als offene Einfamilien­
hausbebauung bezeichnet werden. Die teils trauf-, teils giebelständigen Gebäude 
sind in der Regel ein - zweigeschossig.
Die Dächer der Gebäude sind überwiegend in Form geneigter Dächer ausgebildet 
und mit farbiger Dacheindeckung (schwarz, grau und rotbraun) versehen.
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Begründung zum Bebauungsplan „Hollestücker II“,
Ortsgemeinde Guckheim, VG Westerburg

07.05.2003

Im Norden und Westen grenzt das Plangebiet ebenfalls an landwirtschaftlich ge­
nutzte Flächen sowie brachliegende Wiesenflächen.
Das Geländeniveau bewegt sich zwischen 340 m und 350 m über NN, das gesam­
te Plangebiet ist in Ost-West-Richtung leicht geneigt ( -  8%).

Die genaue räumliche Abgrenzung des Bebauungsplanes ergibt sich aus der zuge­
hörigen Planzeichnung im Maßstab 1: 1.000.
Flächen für notwendige Ausgleichsmaßnahmen, die nicht im Plangebiet selbst 
nachgewiesen werden können, befinden sich innerhalb der Gemarkung Guckheim. 
Eine Zusammenstellung dieser Flächen sowie der getroffenen Maßnahmen sind 
dem Landespflegerischen Begleitplan zu entnehmen.

3. Einordnung in die städtebauliche Entwicklung und übergeordnete Planung

Im genehmigten Flächennutzungsplan der VG Westerburg, 7. Änderung ist das Be­
bauungsplangebiet als Siedlungserweiterungsfläche (Wohnbebauung) dargestellt. 
Der Bebauungsplan "Hollestücker II" wird also gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt.

Abb. 3: Flächennutzungsplanauszug der VG Westerburg/ OG Guckheim

Landschaftsplanung in der verbindlichen Bauleitplanung

Durch die Ausweisung von Baugebieten werden die planungsrechtlichen Voraus­
setzungen für Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 4 Abs. 1 Landes­
pflegegesetz geschaffen.
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Begründung zum Bebauungsplan „Hollestücker II'
Ortsgemeinde Guckheim, VG Westerburg

07.05.2003

Um die Auswirkungen der Veränderung des Naturhaushalts und des Landschafts­
bilds durch Bebauung und Erschließung zu verdeutlichen, schreibt der Landesge­
setzgeber in § 17 Landespflegegesetz vor, im Rahmen, der verbindlichen Bauleit­
planung Angaben über die Landschaftsfaktoren (Bestand, vorhandene Nutzungen, 
bestehende Beeinträchtigungen) und ihre Schutzwürdigkeit zu machen, sowie die 
örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Natur­
schutzes und der Landespflege in den Bebauungsplänen festzusetzen. Daneben 
sind Aussagen zu übergeordneten Planungen für diesen Bereich zu machen.
Für den vorliegenden Bebauungsplan wurde ein gesonderter Erläuterungsbericht 
sowie ein Plan der Biotoptypen und Nutzungen sowie die Konzeption der landes­
pflegerischen Zielvorstellungen erstellt.
Da den landespflegerischen Zielvorstellungen in der Bauleitplanung der Gemeinde 
Guckheim nach Abwägung nicht der Vorrang eingeräumt wurde, sind adäquate 
Ausgleichsmaßnahmen nach Überprüfung der realisierbaren Vermeidungs­
maßnahmen untersucht und festgesetzt worden.
Als erhebliche und nachhaltige Eingriffe sind in erster Linie die flächenhafte Neu- 
versiegeiung mit ihren negativen Auswirkungen sowie die Lebensraum- und Struk­
turverluste anzusehen.

Der Textteil des Landespflegerischen Planungsbeitrags ist Bestandteil der Begrün­
dung.

5. UVP-Pflicht

Gemäß Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) be­
steht aufgrund von Art, Größe und Leistung des Vorhabens keine UVP-Pflicht.
Eine allgemeine oder standortbezogene Vorprüfung des Einzellfalles entfällt auf­
grund des Fehlens der hierfür erforderlichen Merkmale ebenfalls (§§ 3b - 3f).

6. Städtebauliche Konzeption 

6.1 Erschließung

Die Haupterschließung erfoigt über eine Anbindung an die Gemeindestraße „Hol- 
lestücker". Abzweigend hiervon werden die inneren Erschließungen als Wohnstra­
ßen mit einer Wendemöglichkeit im östlichen Bereich ausgebildet. Die Straßenbrei­
te beträgt im gesamten Plangebiet 6,00 m, Fußwege verfügen über eine Breite von 
2,50 - 3,00 m.
Kurvenbereiche, Einmündungen und Wendeanlagen werden so gestaltet, dass ge­
mäß den Empfehlungen für die Anlage von Erschließungsstraßen (EAE 85/ 95) die 
Durchfahrt eines 3-achsigen Müllfahrzeuges gewährleistet ist.



Begründung zum Bebauungsplan „Hollestücker II
Ortsgemeinde Guckheim, VG Westerburg

07.05.2003

Um die Kraftfahrer zu langsamerem und rücksichtsvollerem Fahrverhalten zu veran­
lassen, wird auf die Anlage von Gehwegen im Straßenraum generell verzichtet und 
die Flächen, mit Ausnahme der Verlängerung Hollestücker, als Mi sch verkehrsflä­
chen ausgebildet. Aus diesem Grund werden auch gerade Straßenabschnitte, die 
länger als 80 m sind vermieden.

Neben der Erschließungsfunktion ist die gestalterische Qualität des Straßenraums 
von vorrangiger Bedeutung für die Verbesserung der Lebens- und Wohnverhältnis­
se in der ländlich strukturierten Gemeinde Guckheim. Dabei kommt der Pflanzung 
von Einzelbäumen eine wichtige raumgestalterische Funktion zu. Für die Pflanzung 
kommen nur standortgerechte Baumarten in Frage, wie sie in den landesplaneri- 
schen Festsetzungen benannt werden.
Die Grünflächen reichen bis an den Fahrbahnrand heran und verstärken so den 
dörflichen Charakter. Notwendige Parkflächen sollten aus gestalterischen und ver­
kehrstechnischen Aspekten mit den oben angeführten Einzelbäumen kombiniert 
werden.

Der Anteil der neu zu erstellenden Verkehrsflächen am Bruttobauland beträgt ca. 
11,0 %. Die Straßen werden in einer den Erfordernissen eines Wohngebiets ange­
messenen Breite von 6,00 m angelegt.

6 .2  Bauliche und sonstige Nutzung

Der Charakter des Plangebiets soll ausschließlich durch das Wohnen geprägt sein. 
Aus diesem Grund wird für den gesamten Geltungsbereich das Baugebiet als „Rei­
nes Wohngebiet“ (WR) festgesetzt (§ 3 BauNVO).

Die Art und das Maß der baulichen Nutzung sind im wesentlichen der benachbarten 
Bebauung der Ortslage angepaßt. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird 
die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. Zulässig sind aus­
schließlich Einzelhäuser.

Durch die gewählten Grundstückszuschnitte und die damit korrespondierende 
Bebauungsdichte soll gewährleistet werden, dass die Grundstücke auch für junge 
Familien mit geringem Einkommen vor allem auch aus der Ortsgemeinde Guckheim 
attraktiv und bezahlbar bleiben.

Festgesetzt wird die Errichtung von einem Vollgeschoss plus Ausbau des Dachge­
schosses, um bei einer maximalen Ausnutzung der Gebäude starke Höhenunter­
schiede zwischen den Gebäuden zu vermeiden, die das ausgewogene Ortsbild stö­
ren würden.

Gemäß § 17 BauNVO wird die Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 festgesetzt, um 
den ländlichen Charakter der Gemeinde Guckheim zu erhalten.

Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen durch Baugrenzen ermög­
licht einen Gestaltungsspielraum zur Anordnung der Gebäude auf den Grundstü-
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Begründung zum Bebauungsplan „Hollestücker II“, 07.05.2003
Ortsgemeinde Guckheim, VG Westerburg______  ____

cken und gewährleistet, dass die Bebauung der einzelnen Grundstücke nicht zu ei­
ner Beeinträchtigung der Wohnverhältnisse auf den Nachbargrundstücken führt.

Zur Wahrung des Wohnfriedens und der Reduzierung von Verkehrsbelastungen im 
Plangebiet werden pro Wohngebäude nicht mehr als zwei Wohneinheiten zugelas­
sen. Dies entspricht auch dem Charakter der Ortslage Guckheim. Gemäß dem 
Planentwurf entstehen 47 Bauplätze.

Die Bebauungstiefe wird im gesamten Gebiet auf max.15,0 m begrenzt. Dadurch 
wird bewirkt, dass sich räumlich klar definierte Straßenräume abzeichnen und grö­
ßere zusammenhängende Freiflächen entstehen. Dennoch erhalten die zukünftigen 
Bauherren ausreichenden Spielraum zur Umsetzung der jeweiligen Bauvorhaben.

6.3 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen

Ein vorrangiges Ziel des Bebauungsplanes liegt darin, die Ortsgemeinde Guckheim 
weiter zu entwickeln, ohne den bestehenden Charakter zu stören.

Daher sind zum Schutz und zur Entwicklung des Landschaftsbildes die wesentli­
chen gestalterischen Elemente der vorhandenen angrenzenden Bebauung auch auf 
das Neubaugebiet zu übertragen.

Zur Anpassung an die benachbarte Baustruktur werden im Bebauungsplanbereich 
die Dachform und die Dachneigung abgestimmt. Es sind geneigte Dächer und eine 
Dachneigung von 25° -  45° Grad zulässig.

Der Ausschluss von Kunststoff und Baustoffimitationen zur Fassadengestaltung ist 
sinnvoll, damit eine übergroße Materialvielfalt an den Gebäuden vermieden werden 
kann.

7. Ver- und Entsorgung

7.1 Stromversorgung

Die Stromversorgung des Plangebiets soll über den Anschluß an das Ortsnetz von 
Guckheim erfolgen.
Das Stromnetz wird von der KEVAG unterhalten. Erforderliche Neuverlegungen 
werden im Zuge der Erschließungsplanung abgestimmt.
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Begründung zum Bebauungsplan „Hollestücker II“,
Ortsgemeinde Guckheim, VG Westerburg_______

07.05.2003

7,2 Fernmeldeanlagen

Fernmeldekabel der Deutschen Telekom befinden sich am südlichen Rand des 
Plangebiets, innerhalb des Straßenkörpers der Gemeindestraßen Hollestücker und 
zur Heide.
Die erforderlich werdende Neuerrichtung und -Verlegung von Telekommunikations­
anlagen wird im Rahmen der Erschließung abgestimmt.

In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit ei­
ner Leitungszone in einer Breite von ca. 1,20 m für die Unterbringung der Tele- 
kommunikationslinien vorzusehen. Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das 
„Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ 
hier u.a. Abschnitt 3 zu beachten. Es ist sicherzustellen, dass durch die Baumpflan­
zungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien 
nicht behindert werden.

Im Falle der unterirdischen Versorgung des Neubaugebietes muss sichergestellt 
sein:

• dass eine ungehinderte, unentgeldliche und kostenfreie Nutzung der 
künftigen Straßen und Wege möglich ist,

• dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten 
der Deutschen Telekom eingeräumt wird,

• dass zur Herstellung der Hauszuführungen der Erschließungsträger ver­
pflichtet wird, vom jeweiligen Grundstückseigentümer die Grundstücksei­
gentümererklärung einzufordern und der Deutschen Telekom AG auszu­
händigen,

• dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung 
der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tief­
baumaßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschlie­
ßungsträger erfolgt.

7.3 Wasserversorgung/ Abwasserentsorgung/ Oberflächenwasser

Die Wasserversorgung sowie die Abwasserentsorgung des häuslichen Schmutz­
wassers sind sichergestellt.
Die Ortsgemeinde Guckheim ist an die Kläranlage Westerburg angeschlossen. 
Für das Plangebiet ist die getrennte Abführung von Regen- und Schmutzwasser 
vorgesehen.

Entsprechende Anschlusskanäle für Schmutzwasser sind im angrenzenden Er­
schließungsflächen vorhanden.
Für das anfallende Niederschlagswasser aus der Dachentwässerung wird eine auf 
den Grundstücken gelegene Regenwassersammelanlage vorgeschlagen, deren 
Fassungsvermögen je 100 m2 versiegelte Grundstücksfläche mindestens 2 m3 
betragen soll. Die Entnahme von Brauchwasser wird empfohlen.
Es ist beabsichtigt, die sonstigen anfallenden Oberflächenwässer in geeigneten 
Flächen im Osten und Westen des Plangebietes unterzubringen. So werden im öst-
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Begründung zum Bebauungsplan „Hollestücker II",
Ortsgemeinde Guckheim, VG Westerburg_______
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liehen Bereich Versickerungsflächen mit einer Größe von ca. 3.200 m2 angelegt, die 
einen Notüberlauf in den vorhandenen einer geeigneten Renaturierung zugeführten 
Vorfluter erhalten.
Die zur Rückhaltung und Versickerung von Oberflächenwasser notwendigen Flä­
chen (gesamt ca. 5.100 m2) sollen im Rahmen der Ausgleichsmaßnahmen Anrech­
nung finden.

Die Dimensionierung und Lage der westlichen Flächen wird entsprechend den noch 
durchzuführenden hydraulischen Berechnungen festgelegt.

Bei der an die Bebauungsplanung anschließende Ausbau- und Erschließungs­
planung ist darauf zu achten, dass ausreichende Wassermengen für eine effektive 
Brandbekämpfung zur Verfügung zu stellen sind.

Bodenordnung

Der vorliegende Entwurf enthält Vorschläge über die künftige Gestaltung der 
Grundstückszuschnitte. Um entsprechend diesen Vorschlägen geschnittene 
Grundstücke zu erhalten, ist es notwendig, die Flächen neu aufzuteilen.
Die Flächen befinden sich ausschließlich in Gemeindebesitz. Daher kann auf eine 
gesetzliche Umlegung gemäß § 45 verzichtet werden.

Da das Gelände in Teilbereichen eine unebene Topografie aufweist, müssen Ge­
ländebewegungen durchgeführt werden.

Flächenaufteilung

Grundstücksflächen (WA) ca. 28.686 m2

Verkehrsflächen (inkl. Fußwege u. Bestand) ca. 5.446 m2

Öffentliche Grünflächen ca. 5.868 m2

Gesamtfläche Plangebiet „Hollestücker II“ ca. 40.000 m2
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A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 1 BauGB + 
BauNVO)
Aufgrund von § 9 Abs. 1 und 2 des Baugesetzbuches (BauGB) i. d. F. vom 27.08.1997 (BGBl. 
I S. 2141) i. V. m. den §§ 1 bis 23 der Baunutzungsverordnung (Bau NVO) i. d. F. vom 22.04. 
1993 (BGBl. I S. 466) wird folgendes fes tgese tz t:

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Reines Wohngebiet (WR) (§ 3 BauNVO)

2. HAB DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.1 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (§ 16 Abs. 2 BauNVO)
Im Bebauungsplan is t die zweigeschossige Bebauung als Höchstgrenze fe s tg e s e tz t.

2.2 HÖHE BAULICHER ANLAGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 16 Abs. 2 und § 18 BauNVO)
Das HöchstmaB der Wandhöhe, gemessen von der ErdgeschoBfuBbodenhöhe (EFH) bis zum Schnittpunkt der Außenwand 
mit der Dachhaut, d a rf 4  m nicht übersteigen. Das HöchstmaB der Firsthöhe, gemessen von der EFH d a rf max. 8,5 m be­
tragen. Ausnahmen aus topographischen Gründen können zugelassen werden (§  31 BauGB).

2.3 GRUNDFLÄCHENZAHL (GRZ) (§ 19 BauNVO)
Es gelten die im Bebauungsplan eingetragenen W erte, soweit sich nicht aus den fe s tg e s e tz te n  überbaubaren Flächen im 

' Hinblick auf die Grundstücksflächen im E inzelfall ein geringeres Maß ergibt.

3. BAUWEISE (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB + § 22 BauNVO)
Im Plangebiet is t die o ffen e  Bauweise fe s tg e s e tz t, es sind nur Einzelhäuser zugelassen (§ 22 Abs.2 BauNVO).

4. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND GARAGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB + § 12 BauNVO)

4.1 Garagen und Carports sind nicht zwischen Straßenbegrenzungslinie und der vorderen Baugrenze zulässig.

^ 2  Vor Garagen is t ein Stauraum  von 5,0 m einzuhalten.

5. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
Im gesamten WR sind in Wohngebäuden max. 2 Wohneinheiten zulässig.

6' VERKEHRSFLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Die mit M gekennzeichneten Erschließungsstraßen des Plangebietes sind als M ischverkehrsflächen (ohne sep arate  Fahr­
s tr a ß e -  u. Bürgersteige) auszubilden.



FÜHRUNG VON VERSORGUNGSLEITUNGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)
Die Führung von oberirdischen Versorgungsleitungen is t unzulässig.

MIT GEH-, FAHR- U. LEITUNGSRECHT ZU BELASTENDE FLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
Geh-, F a h r- und Leitungsrecht zugunsten der Versorgungsbetriebe.

FLÄCHEN ZUR HERSTELLUNG DES STRAßENKÖRPERS (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)
Die zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen erforderlichen Böschungen sowie Stützm auern und Fundamente sind 
auf den angrenzenden Grundstücken bis zu einer T iefe  von 2,0 m zu dulden.

HÖHENLAGE (§ 9 Abs. 2 BauGB)
Die der Erschließungsstraße der Gebäude zugewandte Erdgeschoßfußbodenhöhe d a rf höchstens 1.0 m über der S traßenhö­
he {Fertigausbau) liegen, gemessen in der Gebäudeflucht am höchsten Punkt der nächsten, angrenzenden S traßenverkehrsfläche.

BAUORDNUNGSRECHTLICHE VORSCHRIFTEN
Aufgrund von § 88 der Landesbauordnung (LBO) fü r Rheinland-Pfalz i. d. F. vom 12.11.1998 
(GVBI. S. 365) werden folgende bauordnungsrechtliche Festsetzungen ge tro ffen :

DÄCHER UND DACHAUFBAUTEN FÜR HAUPTGEBÄUDE {§ 86 Abs. 1 und 2 LBO)

DACHFORM
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind fü r  Hauptgebäude nur geneigte Dächer zulässig.

DACHNEIGUNG
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist eine Dachneigung von 2 5 -4 5 ° zulässig. Hiervon ausgenommen sind Garagen 
und Carports.

GESTALTUNG DER UNBEBAUTEN FLÄCHEN DER GRUNDSTÜCKE (§ 80 Abs. 1 Nr. 3 LBO)
Die unbebauten Flächen der Grundstücke sind als Gärten zu gestalten.



LANDSCHAFTSPLANERISCHE FESTSETZUNGEN

FLÄCHEN UND MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICLUNG VON BODEN, NATUR UND 
LANDSCHAFT (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)

VERMEIDUNGSMASSNAHME VT (Empfehlung)
- Nutzung des Niederschlagswassers in den Privafhaushalfen.

- Wasserdurchlässige Befestigung von Zufahrten, Wegen, Park- und Stellplatzflächen, Erhalt des natürlichen 
Wasserkreislaufes.

-  Empfehlung zur Nutzung extensiver Dachbegrünungen zur Speicherung und Verdunstung von Niederschlags­
wasser.

VERMEIDUNGSMASSNAHME V2: (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)
Reduzierung der Versiegelung im gesamten Wohngebiet durch

- flächensparendes Bauen u. geringe Straßenbreiten
-  ein flächensparendes Erschließungssystem

- Vorschlag zum Einbau extensiver Dachbegrünungen auf Hausdächern und Nebengebäuden zur Reduzierung von 

Wärmespitzen und zur Erhöhung der Luftfeuchtigkeit
- Pflanzung und Erhalt von großkronigen Laubbäumen

VERMEIDUNGSMASSNAHME V3
Beschränkungen der Bauhöhen auf 10,50 m und der GRZ auf 0,3 zur Anpassung der neuen Gebäude an die vorh.
Bebauung.

SCHUTZMASSNAHME S1: (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)
Während der Erschließung der einzelnen Grundstücke ist der Oberboden gern. DIN 18915 abzuschieben, seitlich zu 

lagern und anschließend wieder zur Gestaltung der einzelnen Grundstücke einzubauen. Verdichtungen sind nach 
Beendigung der Maßnahmen sofort wieder zu beseitigen. Zur Herrichtung der Bauplätze sollte nur der vorhande­
ne, standortgerechte Boden im Auf- und Abfrag genutzt werden.

SCHUTZMASSNAHME S2: (S 9 (1) Nr, 20 BauGB)
Während der Erschließung der einzelnen Grundstücke sind die außerhalb der Baufenster stockenden, im Bebau­

ungsplan aufgrund einer fachymetrischen Geländeaufnahme erfassten Obstbäume durch Aufsfellen eines Bau­
zaunes im Traut- bereich zu schützen und zu erhalten.

GESTALTUNGSMASSNAHME Gl: (§ 9 (1) Nr. 25a BauGB)
Schaffung neuer o rfs - und landschaffsprägender Grünstrukturen. Entwicklung der nichfbebauten Flächen als 

Grünflächen. Pflanzung und dauerhafte Unterhaltung von Hochstämmigen Laubbäumen [1 Laubbaum je Baugrund­
stück, siehe Pflanzenvorschlagsliste im Anhang.

:::



GESTALTUNGSMASSNAHME G2: (§ 9 (1) Nr. 25a BauGB)
Anpflanzung von großkranigen Laubbäumen im Bereich der Wirfschaffswegeanbindung zur Gliederung des Wohn­
gebietes (siehe Pflanzenvorschlagslistei.

GESTALTUNGSMASSNAHME G3: (§ 9 (1! Nr. 25a BauGB)
Zur Einbindung der Bebauung ist zur offenen Landschaft nach Westen und Norden hin ein 5,0 m breiter "privater 
Grünstreifen" festzusetzen. Hier sind in einer zweireihigen Pflanzanordung standortgerechte Sträucher zu pflan­
zen (siehe Pflanzenvorschlagsliste).

ERSATZMASSNAHME E1: (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)
Anlage von zwei naturnah zu gestaltenden Regenrückhaltebecken für die Versickerung von Oberflächenwasser 
zur Anreicherung des Grundwassers durch direktes Einleiten. Anpflanzung von standortgerechten Gehölzen im 
Uferbereich zur intensiven Eingrünung der Becken (siehe Pflanzenvorschlagsliste).

ERSATZMASSNAHME E2: (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)
Einbringen von Kornabgestuftem Sohlsubstrat mit schweren Bruchsteinen zur Erosionsminderung in das neu ent­

standene Bachbett und Ausbildung der Uferböschungen mit unterschiedlichen Neigungen von 1:3 bis 1:6 und flacher. 
Für die Modellierung des Gewässers sollte im Auf- und Abtrag nur standörtlich vorkommender Boden verwendet 
werden. Die Gestaltung des Bachbetts sollte "naturnah" erfolgen. Hierbei ist in der Ausführungsphase auf eine 
unregelmäßige Ausbildung der Böschungsneigungen ebenso wie auf die punktuelle Anordnung von sog. "Störstei- 
nen" zu achten. Nach Fertigstellung des neuen Grabens sind die Flächen mit einer standortgerechten Rasensaat­
gutmischung (RSM 7.3) anzusäen.
Der Graben sollte zukünftig in den ersten 10 Jahren alle 3 Jahre abschnittsweise geräumt werden, um eine schnelle 
Neubesiedelung von Flora und Fauna zu ermöglichen. Danach ist der eingebrachte Gehölzbestand eingewachsen und 
die Beschattung des Gewässers verhindert eine zu starke Verkrautung. Der Kraut- und Gehölzbestand kann dann 
der freien Entwicklung überlassen werden. Gruppenweise Anpflanzung von standortgerechten Sträuchern und Bäu­
men entlang des neuen Grabenufers. Einzelne Roferlen sind bei Bedarf im Abstand von 12- 15 Jahren auf den Stock 
zu setzen, um eine Überalterung zu vermeiden. Die Wiesenfläche welche für eine spätere Regenrückhaltung vor­
gesehen ist, ist 1x jährlich im September zu mähen. Das Mähgut ist abzufahren. Eine Beweidung oder auch Düngung 
ist nicht zulässig (siehe hierzu: LPB zur "Genehmigung zum Gewässerausbau" Baugebiet Hollestücker II.

DENKMALSCHUTZ
Es besteht die Möglichkeit, dass bei den Erdarbeiten im Plangebiet archäologische Funde und Befunde (wie Erd­
verfärbungen, Knochen, Gefäße oder Scherben, Münzen und Eisengegenstände usw.) zutage treten. Diese Fun­
de sind gern. §§ 16-21 Denkmalschutz- und -pflegegesetz dem Landesamt für Denkmalpflege, Abt. archäologi-



sChe Denkmalpflege, Koblenz, zu melden (Tel. 0261/ 173626).

lBOOtNSCHUTZ
Während der Bauarbeiten ist der Oberboden gern. 18915 zu sichern und abseits vom Baubetrieb geordnet zu lagern.

SCHUTZ DES WASSERHAUSHALTES
Ergänzend wird den Bauherren dringend angeraten, Zisternen zur Brauchwassernutzung zu installieren. Unbela­
stete Oberflächen (z. B. Stellplätze) sollen offenporig befestigt werden (z. ß. Rasenpflaster, Schotterrasen usw).

VTRSiCKERUNGSFLÄCHEN
i§em. § 2 (2) Landeswassergesetz (LWG) ist jeder verpflichtet, mit Wasser sparsam umzugehen. Der Anfall von Ab­
wasser ist soweit wie möglich zu vermeiden. Niederschlagswasser soll nur in dafür zugelassene Anlagen eingeleitef 
werden soweit es nicht bei demjenigen, bei dem es anfällt, mit vertretbarem Aufwand verwertet oder vesickert 
Werden kann, und die Möglichkeit nicht besteht, es mit vertretbarem Aufwand in ein oberird. Gewässer mittelbar 
öder unmittelbar abfließen zu lassen. Es wird empfohlen, das auf den Baugrundstücken anfallende unbelastete 
lederschlagswasser dort selbst in ausreichend dimensionierten Mulden oder Zisternen zurückzuhalten. Gräben 
und Mulden sind mit sandigem Oberboden auszukleiden und mit einer Dauergrünlandmischung anzusäen, so dass 
das Wasser beim Versickern eine belebte Oberbodenschicht durchläuft und ge filte rt wird. Nachbarschützende Vor­
schriften sind einzuhalfen. Das in Zisternen gesammelte Wasser darf als Brauchwasser zur Grünantagenbewäs- 
-serung bzw. Toilettenspülung weiterverwendet werden. Die Mulden oder Zisternen sind so zu bemessen, dass je 
100m2 versiegelte Grundstücksfläche 2 m1 Behaltervolumen zur Verfügung stehen. Für den Bau einer Versik- 
kerungs-/ Rückhalteeinrichtung unter Umgehung der belebten Bodenzone Iz.B Versickerungsschacht, Zisterne 
ohne Boden) ist die Genehmigung der unteren Wasserbehörde notwendig.
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